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JÜRGEN LÜ ICKE 

Darf im· 

I. L~lTHt:lLUTlV 

Das Steuerrecht unterscheidet 
ansässigen Steuerpflichtigen, mlaneltschen 
Sachverhalten. Infolge 
schiedlichen DBA und 

gen zwischen den Mitgliedstaaten 
hinzu. 

Zunehmend wird diskutiert, ob solche 
kriminierungsverbote verstagen oder wei­
chen müssen. Die Problematik wurde ersichtlich durch die Recht­
sprechung des EuGH zur Bedeutung der des EGV für 
das Steuerrecht der Mitgliedstaaten in das auf!etne'me 
rückt. Sie reicht indessen weit über 
hinaus. Zwar kennt das Völkerrecht 
kriminierender Besteuerung noch 
günstigungsgebot. Jedoch enthalten 
schaftsrecht auch das nationale 
multilaterale oder bilaterale 
Abkommen, EMRK, WTO-Recht, 
ge) gewisse Diskriminierungsverbote 
Die Frage geht dahin, welche Reichweite 
Steuerung haben. 

Franz W assermeyer hat frühzeitig und 
Differenzierungen im deutschen 
Probleme hingewiesen, 
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auuuLw.:: Hesummtmgen resultiercn. 1 und 

I. Senats hat er etliche wegweisende Ent­
scheidungen des BFH zu diesen Fragen mit beeinflusst. -Der Beitrag zu 
Ehren des Jubilars befasst sich mit ausgewählten Aspekten der gegensei-

Beeinflussung auf Gleichbehandlung gerichteter Bestim-
mungen in den für das deutsche Steuerrecht besonders bedeutsamen 
Rechts kreisen. 

11. Gleichheitssatz des Grundgesetzes 

Der allgemeine Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG hat anerkann­
termaßen herausragende Bedeutung für die Besteuerung. Er wird vom 
BVerfG nicht nur als Willkürverbot verstanden. Dem Gesetzgeber steht 

ein weiter Gestaltungsspielraum zu. Einmal getroffene Be­
jedoch folgerichtig im Sinne einer Belas­

tungsgleichheit umzusctzen.2 

Nach der kürzlich in einem Steuerfall bestätigten Rspr. des BVerfG 
steht ausländischen juristischen Personen jedenfalls aus Nicht-EU­
Staatcn3- der Grundrechtsschutz aus Art. 3 Abs. 1 GG nicht zu. Es er­
scheint aus Gründen des Rechtsstaatsprinzips allerdings schwerlich vor­

eine steuerliche Bestimmung nur noch auf ausländische nicht­
natürliche Personen anzuwenden, nachdem anderweitig festgestellt 
wurde, dass sie gegen den Gleichheitssatz verstößt. 

Europ~üschen Binnen-
24 Rz. 21 ff. 

Force the Member Stares to Condude a 
et al., Multilateral Tax Treaties, 1997, 15ff.; den., 

zum Abschluss multilateraler Abkommen?, DB 1998, 
28; Der Wirrwarr mit den Aktivitätsklauseln im deutschen Abkommcnsrccht, 
IStR 2000, 65; ferner in einer Vielzahl von Urt.-Anm. (FW) in "seiner" IStR. 

zum Ganzen statt aller Tipkc/ Lanf!, Steuerrecht, 17. Auf!., 2002, § 4 Rz. 70ff. 

3 Zum Diskussionsstand Httba in: Starck (Hrsg.), Das Bonner Grundgesetz, 
4. Aufl. 1999, An. 19 Rz. 322 ff.; ferner St,~rck aaO, Art. 1 Abs. 3 Rz. 185, Art. 3 
Abs. 3 Rz. 367; aaO, Art. 13 Abs. 1 Rz. 39, jeweils mwN.; vgl. auch BVerfG 

17. 1. 1991, NVwZ 1991, 661, 662 (unter 2) a) bb) aE) zur EU-
m:rf'h,~n"""'~ iln Rahn1en ver·tas;sung1;re~;hthclt1er 

2001, StEd 2001, 738; ebenso BFH 
2001, fl16, 617f., mit kritischer Anm. Gosch; ve:l. auch schon 
BFH V. 22. 4. 1998, IStR 1998,504,506. 

Anm. zu 

hlfo'Y'O'Y1'71P'Yur!a trn mter?J!t~l~lCtn,c:lljr:.n 

gen liegen aus der 
liehen Entscheidungen in der 
die Nichtannahme von 
haben Finanzgerichte 
gen, einschlägige Fälle dem 
vorzulegen oder sie gem. § 2 A 0 
rechtlichen 
den/ 

Mit Blick auf die in diesem ,, 
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flussung verschiedener für das internationale Steuerrecht m:Jtl!l~:ebenacr 
Rechtskreise ist zu ob der Gleichheitssatz 
sehen Steuerpflichtigen mit Auslandsaktivitäten und bei ausländischen 
Steuerpflichtigen mit zu unterscheiden. 
eher ausländische Staat betroffen ist. Von Interesse sind: 

je nach ausländischem Staat Höchst- und 

träge, 
besondere steuerllche 
EWR -Staaten sowie 
Staaten, 
Bestimmungen eines welche e:rundsatzl1c11 nur für 

EU- und 
in diesen 

des anderen Einkünfte oder dor-

Vermögen 

1994, IStR 
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im deutschen Steuerrecht enthaltene Gegenseitigkeitsklau-
seln. 
Das BVerfG hat Unterscheidungen zwischen verschiedenen ausländi­

schen Staaten für erachtet, soweit hierfür "hinreichende sachli­
che Gründe" 8 vorliegen. Sie liegen bspw. bei der typisierenden Länder­
gruppeneinteilung zu § 33 a Abs. 1 EStG in dem unterschiedlichen 
Lebenshaltungsniveau;9 Ähnliches gilt für unterschiedliche Reisekosten­
pauschbeträge gem. § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 5 EStG. 

Die unterschiedliche und günstigere Behandlung von EU-Angehöri­
gen im Vergleich zu Drittstaatsangehörigen10 und von EU-Sachver-

bei Steuerinländernil ist im Hinblick auf das Verfassungsziel der 
europäischen Integration (Art. 23 GG) gerechtfertigt. 12 Nicht ganz so 
eindeutig erscheint dies für andere durch Verträge mit der EU begüns­
tigte Staaten, etwa die EWR-Staaten. 

Eingehenderer Untersuchung bedarf die Schlechterstellung von Steu­
erausländern, die in einem Nicllt-D BA -Staat oder in einem Vertrags­
staat mit ungünstigerem DBA ansässig sind, gegenüber den in einem 
Staat mit günstigerem DBA ansässigen Steuerausländern. 13 Gleiches gilt 
für die je nach DBA unterschiedliche Begünstigung von Auslandsein­
künften oder -vermögen, etwa infolge von Aktivitätsklauseln. 14 All diese 
Ungleichbehandlungen sind jedenfalls nicht Ausfluss spezifischer Ver­
fassungsziele. Andererseits sollte man nicht verkennen, dass die Rege­
lung der steuerlichen Beziehungen im bilateralen Verhältnis durch den 
Abschluss von DBA nicht nur in Deutschland, sondern weltweit zu den 
überkommenen Mitteln gehört, im Wege eines "da ut des" für die eige­
nen Bürger und Gesellschaften steuerliche Erleichterungen im anderen 
Vertragsstaat zu erzielen und insbesondere internationale Doppelbe­
steuerung zu vermeiden. Eine andere Möglichkeit hierzu ist derzeit of-

ßVcrfG v. 31. 5. 1988, BVcrfGE 78,214,230. 
9 BVcrfG aaO Fn. 8. 

Bspw. § 1 a Abs. 1, §50 Abs. 5 S. 2 Nr. 2 EStG, § 23 Abs. 2 UmwStG. 
§ 9 Nr. 7 S. 1, 2. HS GcwStG, § 23 Abs. 1 und 3 UmwStG. 

\'t,1t>t>Prl(md in: HI:-IR, EStG § 1 a Rn. 8; Kischcl, Die Umsetzun2: des 
vom 14. 2. 1995, Rs. C-279/93 im Jahressteuergesetz 1996, 

1995, 368, 371; aA Gosch in: Kirchhof\ EStG § 1 a Rn. 5; Schaltmbltrg, Internationales 
Steucrrccht2, Rz. 4.15; zu bei § l a Abs. 1 Nr. 2 EStG vgl. Liidicke, 
Mc·rkwiirdig1~ci1tcn bei der Umsetzung des Sehnmacker-Urteils des EuGH, IStR 1996, 
111,113. 

u Erhebliche vcJ:fa:•sung:sre~c:htliclb.c 
1998, 28, 32. in- und ausländischen Ansäss1gke1t 
kriterium v. 10. 1. 1995, BVerfGE 92,26 

Fn. 1, lStR 65. 

},fft:>'Y'rJ~"''71PYu"-r1n itn znte:rn.a,tw:rza'ten 477 

m 
nur aus tatsächlichen Gründen illusorisch selbst innerhalb der EU 
scheint ein solches Vorhaben zur Zeit kaum zu verwirklichen. Ein welt­
weites multilaterales DBA auch nicht deutscher Abkommens­

die den Abschluss von DBA mit 
Die hier deutlich 

politische Zielsetzung der Exekutive 

Gruppe von Regelungen reicht 
und Schifffahrtunternehmen 
die erst durch das JStG 1996 
die Vorsteuervergütung für 

der Beteiligungsgrenze 
bung von KESt bei 
(MTRL).20 

rt>cnlttPrPnrtf• Diffe-

12 Abs. 3 VStG 1974; dazu auch BFH 11. 1990, BStBL II 1991, 163. 
§ 13 Abs. 1 Nr. 16 Buchst. ErbStG; auch BFH 1 J. BStBL fi 

1996, 102. 
Früher auch 34 c Abs. 5 EStG 
§ 49 Abs. 4 Satz 2 EStG 3 VStG 

1974), § 26 Abs. 3 Satz 2 UStG. 
18 Abs. 9 Satz 6 UStG; 

17. 11. 1986, ABI. EG Nr. L 326 S. 
§ 4 3 b Abs. 3 EStG ( durcf- Art. 
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vergütung für Drittlandsunternehmer vom Vorliegen der Gegenseitig-
abhängt, nicht gegen Art. 3 Abs. 1 GG verstoßen.21 Das BVerfG 

hatte mehrfach über die V ereinbarkeit von Gegenseitigkeitsklauseln mit 
dem Gleichheitssatz zu entscheiden, jedoch soweit ersiehdich - noch 
nicht über steuerliche Klauseln. Eine Benachteiligung nur von Angehö-

gewisser Staaten hat das BV erfG mit dem knappen Hinweis auf 
besonderen völkerrechtlichen Rechtsbeziehungen zwischen der 

Bundesrepublik Deutschland und diesen Staaten" gebilligtY Gegensei­
tigkeitsverbürgungen seien eine im Grundsatz mit dem Gleichheitssatz 
vereinbare "Erscheinungsform des völkerrechtlichen Gegenseitigkeits­
prinzips, das der Wahrnehmung eigener staatlicher Belange gegenüber 
anderen Staaten dient und auf dem Gebiet des allgemeinen Völkerrechts, 
des Völkervenragsrechts, aber auch des innerstaatlichen Rechtes An­
wendung findet" .23 Es entspreche "den legitimen und traditionellen 
Aufgaben des Staates ... , den Schutz seiner Bürger auch außerhalb des 
eigenen Territoriums zu gewährleisten. "2+ Allerdings muss eine solche 
Regelung ein angemessenes Mittel zur Erreichung dieses sachgerechten 
Ziels darstellen. "Unangemessen wäre eine Regelung, die - erstens 
nicht einmal Raum zur Prüfung der konkreten Gegenseitigkeitsvoraus­
setzungen ließe, oder - zweitens - die durch eigene Leistung erwor­
benen Ansprüche zurückhielte, um Deutschen die Durchsetzung ganz 
anderer Ansprüche zu ermöglichen, oder - drittens in hohem Maße 
zufälJige Ergebnisse bewirkt. "25 

Die heute noch geltenden Gegenseitigkeitsklauseln im deutschen 
Steuerrecht zielen auf eine konkrete Gegenseitigkeitsprüfung mit Blick 

gleichartige steuerliche Vergünstigungen in dem jeweils anderen 
Staat ab. Die DBA sind ohnehin das Ergebnis eines gegenseitigen und 
für ausgewogen gehaltenen Verzichts auf Steueransprüche; allerdings 
besteht in ihnen nicht notwendigerweise hinsichtlich jeder einzelnen 

Steuerbefreiung oder -ermägigung Gegenseitigkeit.26 Gleichwohl muss 

BFH v. 10. 4. 2003, BStBl. Il 2003, 782, IStR 2003, 638. 
BVcrfG v. 14. 5. 1968, BVerfGE 23, 228, 313f., BStBl. II 1968, 636, 642 1. 

Lastenausdeich 
ähnlich 

liffpypnzzerunfY 
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die 
von 

Steuerpflichtigen aus 
rechtfertigen sind. 
steuerlichen Regelungen - anders als in der oben zmerten 
B V erfG - nicht um zum Schutz der ctetitsc~f:Jen 

sich darüber hinaus die 
Gegenseitigkeitsklausel 
sind. 

Vor 
staaten 

nander 

Für bestimmte Konstellationen """'"'tc>tr.d 

So der Ausschluss ausländischer /Jr;tP~"'ru'fn;u>~· 

gem. § 18 9 Satz 6 lJStG dem 
verbrauch zu besteuern. 

Zur möglichen Bedeutung des 
BFH 10. 4. 

RIW 
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Abweichung eines DBA von anderen DBA,32 welche im l:'..mzenau er­

hebliche Auswirkungen haben kann, mit der besonders weit reichenden 
Gestaltungsfreiheit bei den internationalen BeziehungeJ?- und Notwen­
digkeiten bei den Vertragsverhandlungen begründet werden darf, die für 
die betroffenen Steuerpflichtigen und für die Gerichte kaum nachprüf­
bar· sind. Insofern ist dem Jubilar darin zuzustimmen, dass hier "eine 
Zeitbombe (tickt), die irgendwann einmal hochgehen muss" .-n 

111. Grundfreiheiten des EG-Vertrags 

Die stetig wachsende Bedeutung der Grundfreiheiten des EGV und 
ihrer Interpretation durch den EuGH für das Steuerrecht der Mitglied­
staaten ist ebenso offenkundig wie die Tatsache, dass die Durchsetzung 
der Grundfreiheiten auf dem Gebiet des traditionell stark zwischen In-

und Ausland unterscheidenden, nicht binnenmarkt-, sondern bin­
nenorientierten und bisweilen geradezu protektionistischen Steuerrechts 
zwangsläufig zu problematischen Verwerfungen führen muss. 

1. Riiumliche und personelle "Ausstrahlung" 

Seit geraumer Zeit ist zu konstatieren, dass sich der räumliche und 
personelle Anwendungsbereich der Grundfreiheiten und vergleichbarer 
Rechtsgewährleistungen vergrößert. So finden sich nicht nur im EWR­
Vertrag, sondern auch in Beitrittsabkommen, Assoziierungsabkommen 
oder dem Freizügigkeits-Abkommen mit der Schweiz34 den Grundfrei­
heiten entsprechende Rechte. Daneben neigt die Rspr. neuerdings dazu, 
eine gewisse Ausstrahlung der europarechtlichen Grundfreiheiten auf 
DBA und möglicherweise auch auf Handels- und Freundschaftsab­
kommen mit Drittstaaten anzunehmen.35 Gesetzgeber und Finanzver­
waltung reagieren auf diese Entwicklungen bislang nur ansatzweise und 

be1spiclhatt die eindrucksvolle Übersicht über Abweichungen bei den Akti­
vitätsklauseln in d~n deutschen DBA bei Wt<ssermeyer aaO Fn. 1, IStR 2000, 65; ähn­

UIVIdenden, Zinsen und Lizenzen. 
a"•"YnlP~J.vr aaO Fn. 1, DB 1998, 28, 32. 

H Aßl. EG L 114/6 v. 30. 4. 2002. 

Abweichungen bei den Quellen-

ßFH v. 29. 1. 2003, BFH/NV 2003, 969, IStR 2003, 422; zu Recht restriktiv aber 
ßFH v. 19. 11. 2003, BStBl. ll 2004, 560, IStR 2004, 379 m. Anm. KB; zum deutsch­
amerikanischen Handels- und Freundschafts- und Schifffahrtsvertra2: v. 29. 10. 1954 

auch BGH 29. 1. 2003, DB 2003, 818. 

2. Einfluss de1· Grundfreiheiten 

keinen Anspruch 
Besteuerungsregime. Im 

bensich ... aus der Dt:1uöm~> 
rer Steuerhoheit unteJ'ClJnaJ1.d•er t<~st:l.Ulel!en, 

DBA. 
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111·­

von 
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nicht die Beseitigung Doppelbesteuerung zur Debatte, sondern 

zeitnahe und sogar die endgültige Verlustberücksichtigung. Es ist 
zu hoffen, dass der EuGH in dem auf einer Vorlage d~si. BFH-Senats 
beruhenden Verfahren in der Rs. Ritter-Coulais43 die Anforderungen 
des Gemeinschaftsrechts an die DBA weiter präzisiert. 

Aus den EG-vertraglichen Diskriminierungsverboten hat der EuGH 
in der Entscheidung Saint Gobain44 die Verpflichtung der Mitgliedstaa­
ten abgeleitet, den in ihrem Gebiet bestehenden Betriebsstätten von 
Gemeinschaftsangehörigen trotz fehlender Abkommensberechtigung 
nach Iviaßgabe jeweiligen DBA - diejenigen Abkommensvorteile 
einzuräumen, welche den in ihrem Gebiet Ansässigen in einem DBA 
mit einem anderen Mitgliedstaat oder mit einem Drittstaat eingeräumt 
sind. Darüber hinaus wird ein Mitgliedstaat auch verpflichtet sein, als 
Quellenstaat die Vorteile,45 welche in einem DBA den im anderen Ver­
tragsstaat eingeräumt sind, auch solchen Gemeinschaftsan­
gehörigen zu gewähren, die im anderen Vertragsstaat zwar nicht ansäs­
sig sind, dort aber die fraglichen Einkünfte durch eine Betriebsstätte 
oder die Beteiligung an einer Personengesellschaft erzielen. +6 Die Ver­
pflichtung zur Wahrung der Grundfreiheiten der Gemeinschaftsangehö­
rigen trifft den Quellenstaat ebenso wie den Herkunftsstaat und den 
Niederlassungss taat. 

das Spannungsverhältnis zwischen der Befugnis der Mit­
gliedstaaten zum Abschluss bilateraler DBA·17 und den auf die Verwirk­
lichung eines Binnenmarkts48 zielenden Grundfreiheiten berührt die be­
reits seit geraumer Zeit diskutierte49 und nun dem EuGH vorliegende50 

Cordewener aaO Fn. 41. 
v. 21. 9. 1999, Saint-Gobain, Slg."1999, I~6t61, IStR 1999,592, Rn. 59. 
tic?;rcnZ1Lll1~~en des Quellensteuersatzes. 

in: Debatin/W assermeyer MA Art. 10 Rn. 178, Art. 11 
in: Dcbatin/Wassermeyer DBA-Schweden Art. 10 

Rn. 178, Art. 11 Rn. 85, Art. 12 Rn. 70; ebenso Schnitger, Die Entscheidung 
EuGH zu den "Open Skies"-Abkommcn, IWB Fach 11 Gr. 2 S. 599, 603ff.; 

der Grundfreiheiten des EG-Vertrages im deutschen internationalen Erb­
schaftstcuerrccht, FR 2004, 185. 

Art. 293 2. Spiegelstrich 

europäischen Steuerrecht?, in: FS Debatin, 1997, 
1998, 28; kritisch Lehner, Urt.-Anm. zu EuGH v. 

IStR 2001, 221; in: Vogel/Lehner, DBA, 
einzelne Grundfreiheiten differenzierend 

steuerlicher Meistbe2:ünstirrune im IStR 
et Multilateral 
Rs. C-8/04, 

)if+t>rPr171PrUrl0: tm lrtT.:errtatl()iftt4~tt:rt 

vermutlich ist die Problematik 
DBA 

Diskriminierung oder tleschrank.ung 
zu unterlassen. Daher muss 
den 

Ähnlich investitionslenkend ist die 
von 25vH für eine Besteuerung 

Dies Rädler aaO Fn. 49. 
EuGH v. 21. 9. 1999, Saim-Gobain, 

EuGH v. 15. 1. 2002, \"JU<,tu.tu,u, 

FIN, B, 
zu 

3 
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zu behandelnde Grenze 
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in gleicher Weise wie 

inländischen Kapitalgesellschaften einräumen. Umgekehrt darf der Mit­
gliedstaat aber auch Drittstaat nicht "erlauben", diG eigenen Bürger 
oder Gesellschaften des Mitgliedstaats zu bevorzugen und Angehörige 
anderer Mitgliedstaaten gegenüber diesen zu benachteiligen.54 Die Bri­
sanz liegt nicht nur in der offensichtlichen U nzulässigkeit55 der Ver­
einbarung sog. of benefit-Klauseln durch die Mitgliedstaa­
ten in ihren DBA mit Drittstaaten.56 Vielmehr ist ein Mitgliedstaat 

verpflichtet, für die oben57 angesprochene abkommensrechtliche 
Gleichbehandlung der in seinem Gebiet errichteten Betriebsstätten von 
Gemeinschaftsangehörigen mit den in seinem Gebiet ansässigen ab­
kommensberechtigten Personen durch den Drittstaat zu sorgen. Die 
spannende und derzeit offene Frage geht dahin, ob ein hiergegen versto­
ßender Mitgliedstaat einem benachteiligten Gemeinschaftsangehörigen 
zum Schadenersatz verpflichtet ist. 58 

Die Gestaltungsspielräume der Mitgliedstaaten in ihren DBA mit an­
deren Mitgliedstaaten und mit Drittstaaten werden durch die Grund­
freiheiten und den Binnenmarktgedanken erkennbar eingeengt. 

IV. Diskriminierungsverbote in 
Doppelbeste"'terungsabkom1nen 

Die Diskriminierungsverbote in den deutschen DBA entsprechen 
weitgehend Art. 24 OECD-MA bzw. Art. 10 OECD-MA-ErbSt.59 Die 
D BA verbieten eine Diskriminierung nach der Staatsangehörigkeit 
(Abs. 1), die Ertragsteuer-DBA zudem die Betriebsstättendiskriminie­
rung (Abs. 3), die Diskriminierung bestimmter Zahlungen (Abs. 4) und 

EuGH v. 5. 11. 2002 aaO Fn. 53, Rn. 154. 
Soweit dieselben fremde EU-Angehörige " 
Vgl. Art. 28 Abs. 1 Buchst. e DBA-USA; dazu Rädler aaO Fn. 49; Schnitger aaO 

Fn. 46; aA evtl. in: Debatin/Wassermeyer DBA-USA Art. 28 Rn. 12. 
Im Text bei Fn. 46. 

DBA, Ein!. Rn. 260 mwN; Schnitger aaO 
Mltghedstaaten auch EuGl-I v. 30. 9. 2003, Köhler, 

Raad, Nondiscrimination in International Tax Law, 1986; Adon­
Non-Discrimination in International Tax Law, CDFI LXXVIIIb (1993), 17, 

jones al.), The Non-discrimination Art.icle in Tax Treaties, ET 1991, 
un.terscttleclcn zwischen dem OECD-MA 1963, 1977 und 1992 sowie dem 

OECD-MA-ErbSt 1966 und 1982 v!!l. Wassermeva. in: Debatin/Wassermever MA 
Art. 24 Rz. 5ff. und MA-ErbSt Art. 

die Diskrimimen 

In 
wicklungen - auch die 
intensiverer 

So wurden im 
Schttmacker65 

de unbeschra 
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ehe im Einzelfall als 
Sonderfall der Annahme einer Diskriminierung Staatsangehunger 
durch das nur für deutsche und italienische ~t<t.lt:sartge11on~;c 
(1925) BFH V. 14. 3. 1989, BStBl.ll 1989,649. 

FG Hamburg v. 9. 8. 1985, EFG 1986, 63 
So noch FG 2. 9. 2003, 86, Rev. Il R 51103; 

L'"-IJ"''·ul,r \YJ""'"'",.r.,.""'"''' MA Art. 24 Rz 51; Rstst, Diskriminierungs-

verbote verbieten lStR 391. 
Für Erstreckung auf Betriebsstätten 

Art. 24 Rz. 52. 
Das in der Rs. 

Niederlande enthält keine dem Art. 
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Staatsangehörigen unter sonst gleichen Verhältnissen, welche nach den 

dem Art. 24 Abs. 1 OECD-MA nachgebildeten Diskriminierungsklau­
seln untersagt ist67 und auch nicht mit Blick auf die be~onderen Rechts­
beziehungen innerhalb der Gerneinschaft gerechtfertigt werden kann. 

Zunehmende praktische Bedeutung durch Verlegungen des Ge­
schäftsleitungssitzes, namentlich innerhalb der EU, wird die bislang 
noch nicht ausgelotete erlangen, welche Bedeutung Art. 24 Abs. 1 
OECD-MA in Bezug auf doppelansässige nicht-natürliche Personen 
hat.6s Entgegen der im ersten Leitsatz des sog. Delaware-Urteils69 ge­
troffenen Feststellung,§ 14 Nr. 3 S. 1 KStG 1984 verstoße gegen Art. 24 
Abs. 1 DBA-USA, hat der I. BFH-Senat eben diese Frage in den Ur­
teilsgründen ausdrücklich offen gelassen/0 Er hat vielmehr einen V er­
stoß gegen Art. 24 Abs. 4 DBA-USA (Art. 24 Abs. 5 OECD-MA) ange­
nommen.71 Ob hierfür tatsächlich der Rückgriff auf dieneuere EuGH­
Rspr. zur Verletzung der Niederlassungsfreiheit durch die sog. Sitztheo­
rie in den Zuzugsfällen72 erforderlich war, ist freilich zweifelhaft.73 

Hingegen erscheint es zielführend, mit Blick auf das Verbot der Dis­
kriminierung von Ausländerbeteiligungen an inländischen Unterneh­
men (Art. 24 Abs. 5 OECD-MA) für die Frage, ob ein ausländisches 
Mutterunternehmen mit einem inländischen steuerbefreiten oder nur 
mit einem steuerpflichtigen Anteilseigner74 zu vergleichen sei, die dies­
bezüglichen Erwägungen des EuGH in der Rs. Lankhorst-Hohorstl5 in 
Erinnerung zu rufen. Der EuGH stellte kurz und bündig fest, dass eine 
ausländische Muttergesellschaft im Rahmen der Niederlassungsfrei­
heit mit inländischen steuerbefreiten Körperschaften als Gesellschaftern 

in: GS Knobbc-Keuk, 1997, S. 647, 665ff.; ebenso jetzt auch Pekari 
::>clmztger, Art. 24 Abs. 1 OECD-MA als Eintrittsklausel zur mittelbaren und unmit­
telbaren der Grundfreiheiten des EG-Vertrages für Drittstaatler, SWI 

DBA, Art. 24 Rz. 53. 
Vgl. Rust, in: Vogel/Lehner, DBA, Art. 24 Rn. 54ff.; Wassermeyer, in: Debatin/ 

""Sermcyer MA Art. 24 Rn. 17. 
BFH v. 29. 1. 2003, BFH/NV 2003, 969; IStR 2003, 422 m. Anm. Wassermeyer. 
Unter Il. 2. der 

71 Unter II. 2. und 3. der 
72 Der BFH (a,aO Fn. 69) ausdrücklich auf EuGH v. 5. 11. 2002, Obersee-

2002, 1-9919, IStR 2002, 809. 
Rust, eme Organschaft über die 
IStR 2003, 658. 

So bereits Wieder einmal ein Entwurf zu § 8 a KStG, DB 1993, 60, 
63 mwN; ferner ]ones (et al.), aaO Fn. 59, 340; aA Wassermever. in: Debatin/ 

~""'"."'"'""'f MA Art. 24 Rz 98. 
v. 12. 12. Lankhorst-Hohorst 2002 I-11779, IStR 2003, 55, 

Rn. 27 bis 29. 

verbots 

Gedanken der 

V. 

'11,,".rmeyer, in: 
(et aaO Fn. 59; Rust 

aaO Fn. 78 Art. 24 Rn. 86, 98. 
m: 

Lehner, DBA, 24 Rn. ll4ff. 
MK Art. 24 Ziff. 49 ff. 
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hältnis zu Art. 24 Abs. 
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an 
Unter-

den 



die Rspr. des EuGH ausgelöste- er­
erketmen. Sie ist ersichtlich noch 

keineswegs 
ausgelotet ist in diesem Zusamn1enhang die gegenseitige Beeinflussung 

sowohl durch die übergreifende Ein-
von Normen als auch durch die gedankliche Übertragung von 

hat sich im internationalen Steuerrecht durchaus 
dlfterenziert Freilich nimmt die Anzahl und Bedeutung der 
Einschränkungen zu. Dies wird indessen nur bedauern, wer die vielfälti­

miteinander abgestimmten Detailregelungen für eine 
rec:nt:sp()1lt:Isc:11e Errungenschaft hält. Es ist bislang nicht erkennbar, dass 
die Diskriminierungsverbote und Gleichbehandlungsgebote den Steuer­

in seiner international - außerhalb des Binnenmarktes 
notwendigen steuerpolitischen Gestaltungsfreiheit ungebührlich ein-

es dem Jubilar noch lange vergönnt sein, die Entwicklung wie 
"kommentieren" und dadurch auch nach dem Wegfall der 

rtrhrPrftrhPn Entscheidungsmacht zukunftsweisend mitzugestalten. 

Nicht zu thematisieren ist hier die Frage, ob die EuGH-Rspr. die Mitgliedstaaten 
zu unsinnil!en Besteucrunl!sretZeln für Inlandsfälle zwingt. 


